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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Antje Vollmer, Oswald Metzger und der 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Nutzung der Reform des Dienstrechts für die Verwaitungsmodernisierung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der öffentliche Dienst braucht ein neues personalpolitisches 
Leitbild. Die öffentlichen Verwaltungen müssen leistungsfähi- 
ger, effizienter und bürgerfreundlicher werden. Auf längere 
Sicht hin müssen die Voraussetzungen geschaffen werden, sich 
von den aus dem 19. Jahrhundert mitgebrachten „Grundsät- 
zen des Berufsbeamtentums" zu lösen. Der Einsatz von Beam- 
tinnen und Beamten ist auf die hoheitlichen Kernaufgaben zu 
beschränken. Die Beschäftigung im Beamtenverhältnis soll 
wieder auf den Bereich zurückgeführt werden, in dem der Staat 
den Bürgerinnen und Bürgern strikt hoheitlich gegenübertritt. 
Schon jetzt brauchen die Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
nur wo rechtlich unbedingt verlangt verbeamtet zu werden. 
Die Dreiteilung des öffentlichen Dienstes in Beamte, Ange- 
stellte und Arbeitnehmer wird den Anforderungen einer mo- 
dernen Arbeitsorganisation nicht gerecht. 

Die notwendige Staatsreform läßt sich nicht mit einigen dienst- 
rechtlichen Veränderungen des Beamtenrechts erledigen. Die 
Möglichkeiten der effektiven Erfüllung der Aufgaben werden 
durch umständliche und hierarchische Verwaltungsstrukturen 
behindert. Die öffentlichen Verwaltungen müssen deshalb 
durch zeitgemäße Standards in der Ablauforganisation und 
durch modernes Projektmanagement entbürokratisiert wer- 
den. Als neue Steuerungsinstrumente sind Zielvereinbarung, 
Ergebniskontrolle und dezentrale Ressourcenverantwortung 
einzuführen. Größere Durchlässigkeit und Flexibilität in der 
Aufbau- und Ablauforganisation ist notwendig. 

Durch bürgernahe Dienstleistungen unter Einbeziehung mo- 
derner Informationstechniken wird der öffentliche Dienst so- 
wohl für die Beschäftigten wie für die Bürgerinnen und Bürger 
attraktiver. Für das Gelingen des Reformvorhabens ist die Zu- 
stimmung der Bürgerinnen und Bürger eine wichtige Voraus- 
setzung. Die Einrichtung von leicht erreichbaren Bürgerhäu- 
sern, die das Gesamtpaket staatlicher Leistungen vor Ort 
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gebündelt anbieten, erhöht die Transparenz und erleichtert 
den Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung ist unmodern. Die 
Chance für eine umfassende Reform des Dienstrechts wird mit 
dem „Reformgesetz" des Bundesministers des Innern verpaßt. 
Dies gilt für die Erschließung von neuen Beschäftigungsmög- 
lichkeiten mittels einer Teilzeitoffensive, die rechtlich beglei- 
tet werden müßte, ebenso wie die seit langem geforderte Ver- 
gabe von Führungspositionen auf Zeit. Die Stärkung der 
Leistungsfähigkeit des öffentlichen Dienstes wird ausschließ- 
lich monetär gesehen. Die Neuregelungen sind weitgehend 
ungeeignet, um die dringende Reformaufgabe im öffentlichen 
Dienst zu erfüllen: 

- Der Gesetzentwurf enthält keinerlei Maßnahmen für eine 
umfassende Frauenförderung im Rahmen der Umstruktu- 
rierung der Verwaltungen. 

- Die Laufbahndurchlässigkeit wird erhöht, bleibt aber Aus- 
nahmefall. 

- Das Beurteilungssystem wird nicht transparenter und de- 
mokratischer gestaltet. 

- Der Zulagendschungel wird nicht vermindert, sondern um 
neue Möglichkeiten erweitert. 

- Die Möglichkeiten der Abordnung und Versetzung von Be- 
schäftigten ohne ihre Zustimmung werden auf Jahre hin- 
weg erweitert. 

- Führungspositionen werden lediglich auf Probe, nicht aber 
auf Zeit vergeben. 

- Die Möglichkeiten für Teilzeitbeschäftigung und Beurlau- 
bung ohne Dienstbezüge werden minimal erweitert. 

- Möglichkeit für flexiblere Arbeitszeiten sind nicht vorge- 
sehen. 

- Die Heraufsetzung der Antragsaltersgrenze von 62 auf 63 
Jahre reduziert zwar Versorgungskosten, erschwert aber 
den Einstieg junger Menschen in den Beruf. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, eine 
umfassende Reform des Dienstrechts zu verwirklichen. 

Das „Reformgesetz" ist in folgenden Punkten zu verändern: 

1 . Führungspositionen sind grundsätzlich nur auf Zeit und für 
eine bestimmte Aufgabe zu vergeben. Die hierarchische 
Vergabe von Führungspositionen und deren lebenslange 
Ausübung widerspricht den Prinzipien eines modernen 
Personalmarketings und verringert die persönliche Ergeb- 
nisverantwortung. 

2. Es ist eine Teilzeitoffensive einzuleiten, die folgende Maß- 
nahmen umfaßt: 

- Die Teilzeitbeschäftigung muß auf allen Ebenen zuläs- 
sig sein; 
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- Teilzeitbeschäftigung ist auf Antrag voraussetzungslos 
ZU ermöglichen; 

der Anspruch auf eine Rückkehr zu einer vollzeitigen 
Beschäftigung ist zu gewährleisten; 

- es ist jede Benachteiligung aufgrund von Teilzeitbe- 
schäftigung zu verbieten. 

3. Die Beschäftigung von Ausländerinnen und Ausländern 
aus Drittstaaten muß weiter erleichtert werden. 

4. Die Beurlaubung ohne Bezüge ist zu erleichtern. Daneben 
sind Modelle für flexible Wochenarbeitszeiten, Arbeits- 
:^eitkonten, Sabbaticals und Berufsausstieg- und Wieder- 
einstieg zu erarbeiten und experimentell zu erproben. 

5. Für eine leistungsbezogene Gestaltung der Besoldung sind 
regelmäßige Beurteilungen durchzuführen, die sich auf ein 
transparentes Beurteilungswesen stützen. Die Regelbeför- 
derung ist abzuschaffen. Die Dienstaltersstufen sind durch 
Leistungsstufen zu ersetzen. Die Beschäftigten sollten nach 
den von ihnen ausgeübten Funktionen und nicht nach Lauf- 
bahngruppen entlohnt werden. Der Dschungel von Zula- 
gen muß durch tätigkeitsbezogene Leistungsanreize er- 
setzt werden. 

6. Die Laufbahngruppen sind durch ein flexibles System zu 
ersetzen, das den Aufstieg im öffentlichen Dienst ebenso 
wie den Zugang zu ihm nach Eignung und Fachkenntnis 
ermöglicht. Dabei sind insbesondere auch Quereinsteiger 
aus Wirtschaft und Gesellschaft erwünscht. 

Die Durchlässigkeit zwischen den Laufbahnen ist 
grundsätzlich zu ermöglichen. Die Berufswege sind vom 
formalen Bildungsabschluß zu entkoppeln und auf Aus-, 
Fort- und Weiterbildungschancen abzustimmen. Alter und 
Besoldungsgruppe dürfen keine restriktiven Zulassungs- 
beschränkungen sein. Die Weiterbildung ist auf alle Aus- 
bildungswege und mit On-the-job-Training zu verknüpfen. 

7. Aus-, Fort- und Weiterbildung müssen nach Art und LFm- 
fang verbessert werden. Die Ausbildung der Beamtinnen 
und Beamten des gehobenen Dienstes ist zu externalisie- 
ren, um die Verwaltungsfachhochschulen durch das Selbst- 
verwaltungsrecht und die Durchführung eigenverantwort- 
licher Forschungsprojekte zu Modernisierungszentren zu 
machen. Das Berufsbild ist zu verbreitern und der Aus- 
tausch mit anderen Ausbildungsgängen deutlich zu ver- 
stärken. Die bei der Ausbildung im öffentlichen Dienst er- 
worbenen Qualifikationen müssen auch den Wechsel in 
andere Berufszweige ermöglichen. Das Verwaltungsrefe- 
rendariat ist verstärkt für nichtjuristische Bewerberinnen 
und Bewerber zu öffnen und in Anlehnung an „ Trainee "- 
Programme zu gestalten. 
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8. Die Höchstzeit für Abordnungen ist beizubehalten. 

9. Verantwortliche Entscheidungen hinsichtlich der Versor- 
gung der Beamtinnen und Beamten setzen einen Überblick 
über die derzeitige Situation voraus. Solange die Bundes- 
regierung keinen Versorgungsbericht vorgelegt hat, der 
Anhaltspunkte über die Höhe der zu erwartenden Kosten 
und mögliche Deckungen geben kann, sind Entscheidun- 
gen im Versorgungsbereich zurückzustellen. 

Bonn den 12. März 1996 

Dr. Antje Vollmer 

Oswald Metzger 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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